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'^zinßi iie yZenicnzc^czM 'im /i)ökL^ahzissiaai?
Der Vorschlag der „dynaniisdien Rente'

Mit dem unter meinem Namen be­
kannt gewordenen Vorschlag 
zur Reform der gesetzlichen Renten­

versicherung bezwecke idi, gerade 
der Tendenz zum Versorgungsstaat 
entgegenzuwirken und die Ver- 
sidierten wieder stärker zum Be­
wußtsein ihrer Eigenverantwortung 
zu bringen. Daher die Forderung: 
Kein Staats-Zuschuß, kein „sozi­
aler Ausgleich", sondern strenge 
Proportionalität zwischen Leistung 
(Beiträgen) und Gegenleistung 
(Renten).

Problematische individuelle 
Vorsorge

Nun könnte man die Gegenfrage 
stellen, warum denn dann der ge­
setzliche Zwang zur A ltersvor­
sorge, warum dann überhaupt noch 
„Sozialversicherung" beibehalten 
werden solle. Die Antwort lautet, 
daß in einem dynam isdien W irt- 
sdiaftsprozeß, in dem sich das N i­
veau der Realeinkommen relativ  
schnell erhöht (im Laufe eines A r­
beitslebens u. U. um 50 “/» und 
mehr), die i n d i v i d u e l l e  A l­
tersvorsorge im Prinzip problema- 
tisdi geworden ist: der „Lebens­
standard" läuft der V orsorge da­
von — auch bei konstantem  Geld­
wert. Vor diesem relativen Ein- 
kommensschwund können sich Ren­
tenanwärter und Rentner nur durch 
Zusammenschluß zu einer Solidar- 
Gemeinsdiaft sdiützen, die folgen­
des Programm verw irklidit: Die je ­
weils Arbeitstätigen verpflichten 
sich, die jeweils A lten auf der Höhe 
ihres jeweils erreichten Lebensstan­
dards mit zu ernähren, und erw er­
ben damit den Rechtsanspruch, in 
ihrem eigenen A lter von den dann 
Ärbeitstätigen auf der Höhe des 
dann erreichten Lebensstandards 
mit ernährt zu werden.

Das ist nichts anderes als eine 
moderne Abwandlung jenes Sy­
stems der Alterssicherung, das in 
Jahrtausenden vor dem industriel­
len Zeitalter im Schöße der Fami­
lie üblich war (und in der Bauern­
familie z. T, noch heute ist). Nur 
läßt sidi dieser „Solidar-Akt zwi­
schen jeweils zwei Generationen" 
heute nicht mehr in der Familie

verwirklichen. An die Stelle der 
Familie tritt nach meinem Vor- 
sdilag der sehr viel größere Per­
sonenkreis aller Sozialversicherten.

Dieses System der „dynamischen 
Rente" läßt sich problemlos nur in 
einer stationären oder wachsenden 
Erwerbsbevölkerung verw irklidien. 
In einer schrumpfenden Erwerbs­
bevölkerung, mit der wir — wegen 
des durdi den Krieg stark  gestör­
ten  A ltersaufbaus unserer Bevölke­
rung — leider in den Jahren  1965— 
1980 (oder länger) rechnen müssen, 
ergeben sich Schwierigkeiten, die 
jedoch überwindbar sind (durch 
begrenzte Bildung von Reserveka­
pital oder durch zeitweilige pro­
zentuale Erhöhung der Beiträge).

Die dynamische Rente kann im 
Prinzip nur auf dem W eg des Um­
lageverfahrens finanziert werden. 
Positiv ausgedrückt: die dynami­
sche Rente bedarf keiner Kapital­
deckung (abgesehen von der oben 
erw ähnten relativ  kleinen Reserve­
bildung). Das ist im Hinblick auf 
die Realisierbarkeit der „Sozialre­
form" ein gewaltiger Vorteil. Der 
Übergang' zum Umlageverfahren 
(das wir der Not gehorchend de 
facto schon seit 1948, teilweise 
seit 1924, praktizieren, wenn auch 
„schlechten Gewissens") gibt uns 
die einmalige Chance, sofort alle 
Beteiligten an der V erbesserung 
der Renten und Rentenansprüche 
teilnehm en zu lassen, ohne die Zu­
kunft vorzubelasten.

Auswirkungen auf Währung 
und K apitalm arkt

Von w irtsdiaftspolitischer Seite 
werden gegen diese Gedanken 
folgende Einwände erhoben:
1. „Die dynamische Rente gefähr­
det die Stabilität der W ährung". 
Meine Antwort lautet: W enn
sich die Entwicklung des Lohnni­
veaus im Rahmen des Produktivi­
tätsfortschritts hält, können weder 
Löhne noch Renten den Geldwert 
beeinflussen. (Dies w ird im Gut­
achten der BdL ausdrücklich be­
stätigt.) Folglich muß bei der Lohn­
politik aufgepafit werden. Das 
Rentensystem ist von sich aus 

■währungsindifferent.

2. „Die dynamische Rente ist so 
günstig, daß sie andere Vorsorge­
formen (Lebensversicherung, W ert­
papiersparen) uninteressant macht". 
Das ist ein Irrtum. Die dynamische 
Rente hat den Vorzug, daß sie dem 
jeweiligen Lohnniveau folgt, aber 
den Nachteil, daß sie keine V er­
zinsung der Beiträge kennt. Für 
neu einzugehende Sparverträge 
(Lebensversicherungen u. a.) kann 
der Zins- und Zinseszins-Effekt 
u. U. den dynamischen Effekt über­
treffen! Geldanlage in Lebensver­
sicherungen und festverzinslichen 
W ertpapieren bleibt also weiterhin 
(bei w ertbeständiger W ährung) 
durchaus attraktiv . Richtig ist, daß 
die dynamische Rente nach dem 
Schreiber-Plan den Versicherten 
automatisch auch vor der Gefahr 
des Geldwertschwundes schützt. 
Das ist aber nur eine Nebenwir­
kung (die freilich von vielen als 
entscheidend wichtiger Vorzug an­
gesehen wird), keineswegs das ur­
sprüngliche Motiv.
3. „Die dynamische Rente ertötet 
den Sparwillen und lähmt dadurch 
den Prozeß der Kapitalbildung, ver­
eitelt also den dynamischen Fort­
schritt, um dessentw illen sie er­
sonnen wurde". Die A ntwort lautet, 
daß das Zwecksparen zum Zweck 
der Altersvorsorge, d. h. mit der 
Absicht, das Ersparte im A lter zu 
verzehren, auf die Dauer überhaupt 
kein volkswirtschaftliches Kapital 
entstehen läßt. Im Gegenteil: bei 
schrumpfender Erwerbsbevölkerung 
(1965—1960) überwiegt das E n t - 
sparen! Das Aufbringen der uner­
läßlich notwendigen Investitions­
quote, durch die allein ein dyna­
mischer Prozeß in Gang gehalten 
w erden kann, ist tatsächlich ein 
sehr ernstes Problem, das die freie 
Gesellschaft westlicher Lebensart 
bald vor sehr ernste Entscheidun­
gen stellen wird. Aber die dyna­
mische Rente ist daran unschuldig.

W ie hoch soll die reform ierte 
Rente sein? Diese Frage ist vom 
Charakter der Rente (ob dynamisch 
oder nicht) durchaus unabhängig. 
Nach dem Schreiber-Plan ist im 
Prinzip jede relative Rentenhöhe 
möglich: 50 Vo, 75 ”/o — ja  auch 100 
oder sogar 110®/« vom vergleich-

1956/V 249



baren Arbeitseinkommen. Nur muß 
eines k lar sein; die Versicherten 
müssen ihre Renten selber bezah­
len. Vermeintliche Abwälzung der 
Beitragslast auf den Staat oder den 
A rbeitgeber ist eine bare Illusion 
und de facto unmöglich. Hohe Ren­
ten  erfordern hohe Beiträge, also 
starken Konsumverzicht im A rbeits­
alter, geringere Renten verursachen 
entsprechend geringere Beitrags­
last, also geringeren Konsumver­
zicht.

Meine Meinung ist, daß die Al­
tersrenten m ehr sein sollten als 
eine Minimum-Rente; sie sollten 
notfalls ausreichen, um einen be­
scheidenen Lebensunterhalt zu 
decken. Aber sie sollten doch auch 
noch „etwas zu wünschen übrig 
lassen“. Sinnvoll w äre es, ihre re­
lative Höhe so zu bemessen, daß 
sowohl der Anreiz als auch di« 
Einkommensmarge für zusätzliches, 
individuelles Vorsorge-Sparen er­
halten bleiben. Dieser Forderung 
würde eine Rentenhöhe von höch­
stens 75®/o vom Nettoeinkommen 
der Aktiven entsprechen.

Persqnenkreis
W elcher Personenkreis soll er­

faßt werden? Als Grundsatz sollte 
gelten, daß der gesetzliche Zwang 
so gering wie möglich ist. Daher 
sollte zunächst eine Begrenzung des 
Personenkreises auf die schon bis­
her Pflichtigen (d. h. in der H aupt­
sache die Arbeitnehmer) vorge­
nommen werden. Die Festsetzung 
eines Grenzeinkommens (mit dem 
aber auch die Höher-Verdienenden 
pflichtig bleiben) ist möglich. Diese 
Grenze müßte ebenfalls dynamisch- 
flexibel bleiben, d. h. mit wachsen­
dem Einkommensniveau steigen. 
Sollten späterhin auch w eitere Per­
sonenkreise ihren Wunsch nach 
Einbeziehung anmelden, so kann 
der Gesetzgeber diesen Wunsch 
schwerlich zurückweisen. Er kann 
ihn dann aber nur kollektiv erfül­
len, z. B. für alle Ärzte, für alle 
Einzelhändler usw. — nicht für ein­
zelne „Freiwillige". Dies erfordert 
das Rechenprinzip des Umlagever­
fahrens. Auch freiwillige H öherver­
sicherung ist ausgeschlossen.

Dr. JVil/rid Schreiber

.Heimtückische Rentenformeln'

ß e i  den Erörterungen über die zu­
künftige Rentengestaltung steht 
weithin die Frage im Vordergrund, 
inwieweit eine I^entenleistung, ins­
besondere eine A ltersrente, garan­
tiert werden kann, die der jew eili­
gen wirtschaftlichen Entwicklung 
angepaßt ist. Man spricht in diesem 
Zusammenhang häufig von der sog. 
„dynamischen Rente" und versteht 
darunter eine automatische Bindung 
der Renten an die Entwicklung der 
Arbeitseinkommen.

Gefährdung 
der W ährungsstabilität

Je  gründlicher m an sich jedoch 
in den letzten Wochen mit diesem 
zunächst bestechend fortschrittlich 
erscheinenden Vorschlag der „dy­
namischen Rente" beschäftigt hat, 
desto deutlicher erkannte man auch 
die Gefahren, die m it einer solchen 
Rente zwangsläufig verbunden 
sind. Sie liegen vor allem im Be­
reich der Erhaltung der Kaufkraft 
der D-Mark und damit letztlich der 
Stabilität der W ährung sowie in 
der Frage der notwendigen Kapi­
tal- und Eigentumsbildung.

Die Erhaltung der Kaufkraft der 
D-Mark hat zur Voraussetzung, daß 
die gesamten Geldeinkommen sich 
im Rahmen der güterwirtschaft­
lichen Möglichkeiten bewegen. Eine 
Anpassung der Renten an die Ent­
wicklung der Arbeitseinkommen 
w äre daher ohne Gefährdung der 
W ährung allenfalls möglich, wenn 
sich garantieren ließe, daß auch die 
Arbeitseinkommen die Grenzen der 
güterwirtschaftlichen Produktion 
nicht überschreiten. Angesichts der 
in jüngster Zeit sich häufenden 
Lohnforderungen und des Aus­
maßes der Lohnerhöhungen konnte 
schon in der Vergangenheit eine 
solche G arantie nicht gegeben w er­
den, Die Situation würde sich noch 
erheblich verschärfen, wenn die 
Renten an die Löhne und Gehälter 
gekoppelt wären. Dann w ürden die 
Lohnauseinandersetzungen gleich­
zeitig auch um die Erhöhung der 
Renten geführt werden. Bildeten 
bisher die Rentenempfänger neben 
den anderen Beziehern fester Ein­
kommen und den Sparern gegen­
über allen die ■ Kaufkraft des Gel­

des gefährdenden Tendenzen ein 
retardierendes Element, so würde 
bei einer „Dynamisierung" der 
Renten das Gegenteil eintreten. 
Zwangsläufig ergäbe sich die wei­
tere Notwendigkeit, die übrigen 
Pensions- und Rentenleistungen, 
insbesondere aus der Kriegsopfer­
versorgung und Unfallversicherung, 
sowie die Lastenausgleichszahlun­
gen, A rbeitslosenfürsorgeunterstüt­
zungen, Leistungen nach dem Bun­
desentschädigungsgesetz und die 
Fürsorgeunterstützungen ebenfalls 
jew eils entsprechend anzupassen.

In diesem Zusammenhang wurde 
ferner darauf hingewiesen, daß die 
dynamische Rente mit den geschil­
derten A uswirkungen gleichzeitig 
auch den Anreiz und W illen zum 
privaten  Sparen und zur Eigenvor­
sorge ertöten würde. Selbst die bis­
her sparwilligen Kreise der Be­
völkerung w ürden in die dyna­
mische Rente flüchten, weil sie sich 
un ter ihrem  „Schutz" gegen eine 
etwaige Entwertung des Geldes ge­
sichert wähnen. Damit w ürde eine 
der wichtigsten Quellen der Kapi­
talbildung zum V ersiegen gebracht. 
Das w äre um so folgenschwerer, 
als die aus diesem Bereich in die 
Finanzierung der dynamischen 
Rente fließenden M ittel nicht mehr 
— wie bisher beim Sparer •— der 
Kapitalbildung, sondern unm ittel­
bar dem Konsum zufließen würden.

Anpassung liegt beim „Sosialrat“
Es w aren wohl nicht zuletzt diese 

volkswirtschaftlichen Gefahren, die 
auch das Bundesarbeitsministerium 
bewogen haben, bei seinem Grund­
entwurf für eine N euregelung des 
Rechts der gesetzlichen Rentenver­
sicherung auf den Begriff „dynami^ 
sehe Rente" zu verzichten und dem­
entsprechend von einer Autom ati­
sierung der Renten scheinbar abzu­
sehen. Man hat die Anpassung der 
laufenden Renten an die wirtschaft­
liche Entwicklung einem ’selbstver­
antwortlichen Sachverständigen­
gremium — dem sog. „Sozialrat" — 
in die Hand gelegt und hofft, daß 
die zukünftige Rentenentwicklung 
durch dieses Gremium so unter 
Kontrolle gehalten w erden kann, 
daß keine zusätzlichen inflationisti­
schen Gefahren aus den Renten­
anpassungen entstehen werden.

Diese Hoffnung erscheint jedoch 
nur im ersten Augenblick gerecht­
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fertigt. Wenn man den Grundent- 
wurf des Bundesarbeitsministeri- 
ums näher betrachtet, so stellt man 
fest, daß die Rentenanpassung 
nach diesem Entwurf sich in  zwei 
verschiedenen Stufen vollzieht, von 
denen nur die zweite (die Anpas­
sung der l a u f e n d e n  Renten) 
der Kontrolle des Sozialrates unter­
liegt, während die erstmalige N eu­
festsetzung jeder Rente im Zeit­
punkt des Ausscheidens eines Ar­
beitnehmers aus dem Arbeitsleben 
eine vollautomatische Koppelung 
an die Entwicklung des durch­
schnittlichen Lohn- und Gehaltsin­
dex vorsieht.

Indexautomatik bei der 
Neufestsetzung

Die Rentenformel des Bundesar­
beitsministeriums enthält somit 
im Startpunkt jeder Rentenneufest­
setzung eine volle Indexautomatik, 
die nach der beabsichtigten gesetz­
lichen Festlegung von keinem ver­
antwortlichen Gremium unter Kon­
trolle gehalten wird.

Es ist erstaunlich, daß die Ur­
heber des Gesetzentwurfs und auch 
die bisherige öffentliche Diskus­
sion, die das Problem der Anpas­
sung der l a u f e n d e n  Renten in 
den letzten Wochen so leiden­
schaftlich behandelt haben, den 
Auswirkungen einer Indexbindung 
der A u s g a n g s  renten (Renten­
neufestsetzung) bisher so gut wie 
gar keine Aufmerksamkeit ge­
schenkt haben. Und doch scheint 
bei einer näheren Prüfung der Zu­
sammenhänge die Automatisierung 
der Rentenneufestsetzung von noch 
größerer Tragweite für unsere zu­
künftige W ährungsstabilität als 
eine dynamisdie, aber an das Ren­
tenaufkommen gebundene Anpas­
sung der laufenden Renten.

Die Indexautomatik der Renten­
festsetzung im Entwurf des Bun­
desarbeitsministeriums ist deshalb 
so gefährlich, weil sie im Ergebnis 
eine Anpassung sowohl an die Pro- 
duktivitäts- als auch an die Preis­
entwicklung einschließt. Solange 
die Arbeitnehmereinkommen paral­
lel zum Volkseinkommen steigen, 
solange demnach die Lohnquote am 
Volkseinkommen bzw. Sozialpro­
dukt konstant bleibt, nehmen die 
Löhne sowohl am güterm äßigen 
Anstieg (Produktivität) als auch am 
Preisanstieg des Sozialprodukts
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teil. Da diese Konstanz der Lohn­
quote und mit ihr die Anpassung 
der Löhne sowohl an die allge­
m eine Produktivitäts- als auch 
Preisentwicklung in den letzten 
Jahrzehnten in  allen w estlidien In­
dustriestaaten nahezu ohne Aus­
nahm e zu beobachten ist, muß man 
aucii für die Zukunft von dieser 
„Gesetzmäßigkeit" ausgehen. Das 
bedeutet, daß eine Rentenfest­
setzung, die sich an die allgemeine 
Lohnentwicklung anhängt, sowohl 
an der allgem einen Produktivitäts­
steigerung als auch an der Preis­
steigerung der Volkswirtschaft, 
d. h. an zwei Steigerungsfaktoren 
zugleich teilnimmt.

Verschiebung im Altersaufbau
Die sich hieraus ergebenden Ge­

fahren werden besonders deutlich, 
wenn man die zukünftige Erhöhung 
der Zahl der Rentner im Verhältnis 
zu den Arbeitnehm ern berücksich­
tigt. Denn die automatische Bin­
dung der Ausgangsrenten an die 
durdischnittlidie Lohnentwicklung 
und damit an Produktivität und 
Preis kann keinerlei Rücksicht neh­

m en auf die V eränderung der A l­
terspyram ide. Die zu erw artende 
Erhöhung der Rentnerzahl spiegelt 
sicii nicht in der Lohnentwicklung 
der zukünftig nocii beschäftigten 
A rbeitnehm er wider. Die Index­
autom atik erhöht demnach mit den 
steigenden Individuallöhnen die 
Ausgangsrenten zukünftig auch 
dann weiter, wenn das Verhältnis 
Arbeitnehm er/Rentner sich wesent- 
lid i verschlechtert und die Produk­
tivitätszunahm e der noch in Be­
schäftigung stehenden Arbeitnehmer 
(und damit das Beitragsaufkommen) 
vielleicht gerade eben noch aus- 
reicäien könnte, die bisherigen Pro- 
Kopf-Renten auf dem alten Stand 
zu erhalten. Das bedeutet: Auch 
ciann, wenn der Sozialrat erkennt, 
daß wegen der Verschlechterung 
des A ltersaufbaus trotz der stei­
genden Produktivität der nocäi be­
schäftigten A rbeitnehm er die lau­
fende Rente nicht erhöht, sondern 
aus dem vorhandenen Sozialpro­
dukt gerade eben noch aufrechter­
halten werden könnte, würde sich 
die Automatik der in diesem Zeit­
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raum erfolgenden n e u e n  Renten­
festsetzungen über die verantwort- 
lidien Entsdiließungen des Sozial­
rats selbsttätig hinwegsetzen und 
das Rentenniveau unter den zu er­
w artenden Bedingungen nach ein­
gehenden Schätzungen um mehr als 
ein Drittel w eiter erhöhen.

Das Äquivalent 
a u f der Güterseite feh lt!

Dieser zusätzlichen Erhöhung der 
Rentensumme infolge der Festset­
zungsautom atik steht jedoch güter­
mäßig kein Ä quivalent gegenüber. 
Die Rentenfestsetzung nach der 
Formel des BAM führt also unter 
den gegebenen Bevölkerungs- und 
Produktivitätsbedingungen selbst 
bei völliger Zurückhaltung des 
Sozialrates bei der Erhöhung der 
laufenden Renten automatisch zu 
Preissteigerungen von über 10 */«, 
die sich wiederum in Lohnerhöhun­
gen und damit automatisch in höhe­
ren Rentenneufestsetzungen und 
vom Sozialrat zu beschließenden 
Anpassungen der laufenden Renten 
niederschlagen.

Diese Renten - Lohn - Preisspirale 
w ird sich solange fortsetzen, bis 
sich eine soziale Gruppe gefunden 
hat, die bereit ist, die zusätzlichen 
Rentenerhöhungen gütermäßig zu 
tragen und entsprechend auf Teile

ihres eigenen Verbrauchs zu ver­
zichten. Da ein solcher Verzicht von 
A rbeitnehm erseite infolge der ent­
gegengerichteten lohn- und arbeits- 
marktpolitisdven Bedingungen nicht 
zu erw arten ist, ein Verzicht an­
derer Bevölkerungskreise, etw a der 
Unternehmer, jedoch nur relativ  
gering zu Buche schlägt bzw. bei 
einer Einschränkung der Investi­
tionen mit unerträglicher A rbeits­
losigkeit verbunden wäre, bleibt 
de facto nur die Möglichkeit, ent­
w eder die laufenden Renten oder 
die Formel der Rentenneufestset­
zung entsprechend herabzusetzen. 
Das aber bedeutet, daß sich diese 
Rentenformel nach volkswirtschaft­
lich und sozialpolitisch verhängnis­
vollen Umwegen w ieder ihre 
eigene Grundlage entzieht.

W er diese Zusammenhänge ein­
mal durchdacht hat, kann wohl 
kaum noch die V erantwortung für 
eine indexmäßige Anpassung der 
Neufestsetzung der Renten über­
nehmen. Aus den gleichen Grün­
den, die dazu geführt haben, ein 
verantwortliches Gremium mit der 
Kontrolle der Anpassung der lau­
fenden Renten zu betrauen, muß 
auch die Anpassung des S tart­
punktes der neuen Renten der vol­
len Automatik entzogen und unter 
Kontrolle gehalten werden.

Dr. Franz Spiegelhalter

Die Alternativ-Formen der sozialen Sidierheit
J n  der nun schon seit Jahren sehr 
breit geführten Diskussion um die 
Sozialreform hat man sich allgemein 
beinahe daran gewöhnt, ausschließ­
lich in zwei A lternativen zu den­
ken; eine Sicherung des einzel­
nen oder der Familie sei ent­
weder auf der Basis individueller 
Initiative oder aber auf dem W ege 
der Übernahm e aller Sicherungs­
funktionen durch zentrale Institu­
tionen, also vorrangig durch den 
Staat, durchzuführen. Und an eine 
solche A lternative w ird dann in 
der Regel mit belehrend erhobe­
nem Zeigefinger eine sehr massive 
kulturkritische W arnung angehängt; 
ein w eiteres Sichausbreiten von 
Sicherungsinstitutionen könne un­
sere vertraute Lebensform gefähr­
den; es sei gleichzusetzen mit einer 
Schwächung der Eigeninitiative; es 
würde den wesentlichen Stimulus 
des Fortschritts lähmen, und unver-

meidlich würden Sattheit und Träg­
heit alle jene A ntriebskräfte außer 
Takt setzen, von denen die H er­
stellung der Güter des täglichen 
Bedarfs ausgehe. W enn das ganze 
Ordnungsgefüge der Gesellschaft 
auf Sicherung abgestellt sei, so 
könne bei konsequentem  Durch­
denken des Entwicklungsprozesses, 
in dem wir uns befänden, bei einem 
Rückgang der Gesamtproduktion 
dieses Ordnungsgefüge durchaus 
auch in ein System der totalen Un­
sicherheit Umschlagen.

Von diesem Grundmodell aus 
w ird dann in den allerverschieden­
sten V ariationen weitergedacht, 
und nicht zuletzt beziehen auch die 
zentralen Institutionen von hier 
ihre Argumente: die Versicherung?- 
Organisationen, um sich, von der 
Individualvorsorge ausgehend, ge­
gen das Prinzip der Versorgung zu 
wehren, und nicht zuletzt auch die

M inisterien, um ihre Reform der 
sozialen Leistungen gegenüber ei­
ner auf umfassenderen Projekten 
gegründeten Sozialreform zu recht­
fertigen.

Nun scheint mir der ganze ein­
gangs skizzierte Gedankengang 
schon im Kern verfehlt zu sein, da 
in  ihm ein viel zu ' summarisch­
undifferenzierter und in dieser ein­
fachen Form gar nicht verifizier­
barer Begriff der Sicherung ver­
w endet wird.

Eine W ohlfahrtspolitik für die 
Arbeiterschaft

Die Ursache für ein solches Miß­
verstehen sozialer Problematik 
dürfte zum Teil in der Tatsache zu 
suchen sein, daß man sich allzu­
sehr daran gewöhnt hat, die ersten 
zentralen sozialpolitischen Maßnah­
men für den begrenzten Bevölke­
rungskreis der Arbeiterschaft als 
eine A rt W ohlfahrtspolitik zu ver­
stehen. Im öffentlichen Bewußtsein 
hat sich nur die Tatsache festge­
setzt — die durchaus dem damali­
gen Sachverhalt entspricht —, daß 
jene Arbeiter, für die die ersten 
Sozialgesetze gemacht wurden, im 
echten Sinne bedürftig waren, so 
daß ihnen nicht einmal zugemutet 
w erden konnte, die vollen Beiträge 
aus dem eigenen Einkommen zu 
tragen. In der Zwischenzeit sind 
aber jene A rbeitgeberbeiträge und 
Staatszuschüsse der Sache nach 
längst zu echten Lohnanteilen ge­
worden, und dennoch wird immer 
w eiter hartnäckig übersehen, daß 
auch noch andere Motivationen am 
Beginn staatlicher Sozialpolitik Pate 
gestanden haben können als ledig­
lich die nackte Not einer Berufs­
gruppe. Von solchen anderen Mo­
tivationen möchte ich nur die eine, 
sozialgeschichtlich wichtigste nen­
nen, daß nämlich zentral geholfen 
werden mußte, wo bisherige Siche­
rungen außer Takt gesetzt worden 
waren. Das Arbeitertum  war doch 
die erste Gesellschaftsschicht, die 
aus der kollektiven Sicherung klei­
ner Gruppen herausgelöst worden 
war, wie sie noch aus vorindu­
strieller Zeit w eitergewirkt hatte 
und auch am Beginn und zur 
Blüte des Kapitalismus mit aller 
Selbstverständlichkeit geübt wor­
den war. Verallgemeinernd kann 
man noch für das ganze vorige 
Jahrhundert aussagen, kein Mit­
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glied einer Familie, die über 
Kapitalbesitz oder gesellsdiaft- 
lidie Solidarbeziehungen anderer 
ähnlicher Art verfügte, sei jemals 
völlig ungesidiert gewesen. Das 
galt für gehobene Positionen genau 
so. wie für mittlere und auch un­
tere in handwerklicher oder bäuer- 
lidier Einordnung.

Umschichtung 
der soziologischen Struktur 

Allerdings, wenn man nicht be­
reit ist zuzugeben, daß sich unsere 
Gegenwart von jenem vergangenen 
Gesellschaftszustand schon sehr weit 
entfernt hat, so muß man natürlich 
die ganze moderne Sozialpolitik 
als nichts anderes als eine weit­
gehend sinnlose, aber auch gefähr- 
lidie Aufblähung des Sozialappa­
rates, als eine Hypertrophie hy­
sterisch sich äußernden Sicherheits- 
strebens sehen. Eine ganze wesent­
liche Seite moderner Sozialge- 
sdiichte muß dann einfach unver­
ständlich bleiben. W ir meinen da­
mit zunächst das Faktum, daß die 
Arbeiter als ganze Klasse aufge­
stiegen sind, im wesentlichen durch 
Erhöhung des Realeinkommens, 
ohne daß gleichzeitig für sie auch 
die zentrale Sicherung abgebaut 
worden wäre. W ir meinen weiter, 
daß zunehmend für andere Berufe 
sehr ähnliche Sicherungen geschaf­
fen wurden, für diese weitere Si­
cherungen aufgebaut wurden, und 
das alles bei ständigem Steigen des 
Volkseinkommens pro Kopf und 
bei ständiger Nivellierung der Ein­
kommen auf steigendem Niveau. 
Um das alles zu verstehen, muß man 
sich verdeutlichen, daß heute be­
reits 80 V« aller unserer Berufstäti­
gen sich in dem sozialen Status eines 
„Diensttuenden" befinden, wie ihn 
Neundörfer genannt hat. Eine so 
weitgehende Umschichtung hatte 
zur Folge, daß heute der überwie­
gende Teil der Berufstätigen ihr 
Einkommen und Prestige überwie­
gend nur noch über ihre jeweilige 
Berufsposition beziehen. Eine Reihe 
ehemals selbständiger Berufe sind 
aus der Abhängigkeit von Groß- 
organisationen in ihrer Struktur so 
verändert worden, daß sie den 
Diensttuenden sehr ähnlich gewor­
den sind, wie etwa die Arzteberufe, 
die in eine Abhängigkeit zur Sozial­
versicherung geraten sind. Für die 
Familien der Diensttuenden — aller­
dings sehr veränderte, viel kleinere

Familien als früher — haben sich die 
Sicherungsfunktionen geradezu um­
gekehrt; W ährend die Familie 
einst selber die Sicherungsfunktion 
ausübte, ist sie heute ungesichert. 
Ferner ist das Sozialprestige kei­
neswegs mehr familiengebunden; 
einzelne Familien vereinen heute 
ohne inneren Bruch M itglieder des 
verschiedensten sozialen Eingeord­
netseins — das Prestige hat sich 
deutlich in die berufliche Sphäre 
verlagert.

Damit ist etwas sehr Entschei­
dendes verloren gegangen, näm­
lich die Sicherheit des selbstver­
ständlichen Eingeordnetseins in ein 
stabil erscheinendes Gesellschafts­
gefüge, und das sowohl in der Re­
alität als auch im Selbstverständ­
nis des einzelnen.

Verschiedene Sitherheitsbegriffe
Man hätte  also nach allem heute 

zwischen zwei Sicherheitsbegriffen 
zu unterscheiden, einem gesell­
schaftlichen und einem, den wir 
hier einmal als Sicherheit des 
Einkommensbezuges bei gewis­
sen Vorfällen des Lebens umschreib 
ben wollen. Das an sich Neue da­
bei ist nicht, daß es zwei Formen 
der Sicherheit gibt, sondern daß die 
verschiedenen Formen veränderte 
gesellschaftliche A ktivitäten erfor­
dern. Die klassische Sozialpolitik 
meint immer die zweite Form und 
glaubt sich um das andere nicht 
kümmern zu müssen. Für die 
Diensttuenden geht es aber um die 
Entscheidung, Vorrangiges von 
weniger Wesentlichem zu trennen. 
W ir glauben nun, daß sich die Auf­
m erksamkeit immer mehr dem er­
sten Begriff der Sicherheit zuwen­
det und daß die individuellen 
Energien in Bemühungen um die 
Erhaltung der Berufsposition ein­
münden, in A ktivität mit dem Ziel 
des Aufstiegs auf diversen Auf­
stiegsleitern der entfalteten indu­
striellen Gesellschaft — äußerlich 
sichtbar gemacht in Aufwand und 
sich steigernder Aufwandskonkur­
renz —, so daß immer w ieder Geld 
ausgegeben werden muß, um Geld 
verdienen zu können. So werden 
immer größere Teile des Einkom­
mens als Prestigeaufwand fixiert, 
und infolge eines gesam tgesell­
schaftlichen Druckes sind solche 
Ausgaben audi durchaus erforder­
lich, um in der einmal angetretenen

Berufslaufbahn überhaupt verblei­
ben zu können.

K ein Nachlassen 
des Sicherungswillens

W ir meinen nun ferner, daß ein 
solches V erhalten der Diensttuen­
den, wie es hier angedeutet wurde 
und in empirischen Untersuchungen 
immer wieder bestätigt wird, sich 
nur in der Form, nicht aber im 
konkreten Inhalt von dem klassi­
schen Unternehm erverhalten unter­
scheidet, wie es den eingangs skiz­
zierten Anschauungen der öffent­
lichen Meinung offenbar auch Mo­
dell gestanden hat. H ier wie dort 
werden alle Energien der Person 
und alle geistigen wie auch m ate­
riellen Möglichkeiten für eine Stei­
gerung eines Ausgangsstatus ein­
gesetzt. So gesehen, ist die Eigen­
initiative um Sicherung heute kei­
neswegs geschmälert," sondern im 
Gegenteil angespannter, als sie es 
wohl jem als zuvor gewesen ist — 
nur daß die A ktivität heute in an­
dere Kanäle geleitet wird. Die Ge­
fahr liegt also wohl eher bei einer 
Überspannung als bei einem Nach­
lassen des Sicherungswillens.

Dabei ist w eiter zu beachten, daß 
aus der Sicht des einzelnen beide 
Sicherungsmöglichkeiten A lterna­
tivprobleme sind, bei denen das 
eine Geldausgeben, das andere aber 
Geldsparen erfordert, das eine als 
Nahziel und das andere als Fern­
ziel erscheint. Also eine echte Kon­
fliktsituation, in der die unm ittel­
baren Erfordernisse immer wieder 
die Berücksichtigung des Nahziels 
auf Kosten des anderen zu erfor­
dern scheinen.

Eine Sozialreform sollte also so 
angelegt sein, daß sie die Konflikt­
situation zum m indesten zu mildem  
imstande ist. Die sogenannte dy­
namische Rente scheint schon ein 
echter Ansatz in dieser Richtung 
zu sein. Bemühungen jedoch, die 
auf eine lediglich formale Leistungs­
reform abzielen, ohne sich um ver­
änderte gesellschaftliche Voraus­
setzungen zu kümmern, dürften 
ihren Sinn nur dann haben, wenn 
es wirklich möglich wäre, im Sinne 
der eingangs angeführten Sätze das 
Rad d e r  Geschichte zurückzudrehen, 
um an einem abgelaufenen und 
überwundenen gesellschaftlichen 
Status wieder anzuknüpfen.

Dr. Erik Boettcher
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Sozialreform als Wohlstandspolitik

O b w o h l die V ordringlidikeit einer 
zeitgemäßen A ltersversorgung von 
allen Seiten anerkannt worden ist, 
möchte man sidi je tzt doch fragen, 
ob es nicht ein Fehler gewesen ist, 
daß man diesen Sektor des Sozial­
systems herausgegriffen hat, um 
ihn beschleunigt seiner V erw irkli­
chung zuzuführen, bevor die Ge­
samtkonzeption der großen Sozial­
reform festgelegt worden ist. Im Be­
streben, eine sozialpolitische N ot­
wendigkeit zu erfüllen, ist bei den 
Entwürfen für die Rentenreform zu 
viel von der Gesamtschau verloren 
gegangen, so daß man versucht ist, 
sidi heute die Frage zu stellen, ob 
überhaupt noch von einer qualita­
tiven Umgestaltung des Sozial­
systems die Rede ist oder nur voii 
einer quantitativen Verbesserung 
der Leistungen. W ir wissen alle, daß, 
w ir nidit mehr verzehren dürfen, 
als wir produzieren können, aber 
wir wissen audi, daß wir ständig 
mehr produzieren, und so hätte 
die große Sozialreform ihre Kon­
zeption nicht auf der augenblick­
lidien Leistungsfähigkeit, sondern 
auf der Produktivitätsentwicklung 
der W irtsdiaft aufbauen müssen.

Ansatzpunkte für eine 
grundlegende Neugestaltung

Trotz dieses Bedauerns über den 
v ielleidit verfehlten Ansatzpunkt 
muß eingeräumt werden, daß alle 
gegenwärtig ernstlich diskutierten 
Pläne zur Rentenreform n id it nur 
quantitativ  eine Verbesserung der 
Rentenleistungen vorsehen, son­
dern auch qualitativ wichtige An­
satzpunkte für eine Neugestaltung ' 
unseres sozialen Denkens enthal­
ten. Der im Schreiber-Plan ausge­
führte Gedanke einer dynamischen 
Rentenentwicklung, die den aus 
dem Arbeitsprozeß Ausgesdiiede- 
nen die Höhe ihres erreichten Le­
bensstandards erhalten soll, findet 
sich in abgeschwächter Form auch 
im Entwurf des Arbeitsm iniste­
riums und unter einer mehr pen­
sionsmäßigen Rentenformel erst 
recht im Schellenberg-Plan der SPD, 
der den A ltersrentnern im Durdi- 
sdm itt etwa 75“/o der in einer Pe­
riode von fünf Jahren erzielten Ar­
beitsentgelte sicherstellen möchte, 
wobei ihm vorschwebt, als Bemes­
sungsgrundlage die Periode der

höchsten A rbeitsentgelte zugrunde 
zu legen. Alle diese Pläne sind 
sich auch darin einig, daß die Auf­
bringung der M ittel nicht durch 
das Kapitaldeckungsprinzip, son­
dern durch ein Umlageverfahren zu 
erfolgen hat, wobei es praktisch 
auf dasselbe hinauskommt, ob man, 
eine Abschnittsdediung oder die 
Bildung einer angemessenen Kapi­
talreserve befürwortet. Hierin liegt 
ein entsdieidender Fortschritt un­
seres wirtschaftlichen Denkens, der 
uns durch die Erfahrungen in der 
V ergangenheit nahegelegt wurde.

W enn man schon zu der Erkennt­
nis der Zweckmäßigkeit eines Um­
lageverfahrens gekommen ist, so 
muß sich der Verfechter einer gro­
ßen Sozialreform eigentlich fragen, 
warum man mit solcher Hartnäk- 
kigkeit an der Fassade des Ver- 
sidierungsprinzips festhält. Schließ- 
lid i ist dodi die gesamte W irt- 
sdiaftsgesellsdiaft für die Erfüllung 
der oben gestellten Aufgabe ver­
antwortlich. Und wenn w ir uns die 
soziologische Struktur der Gegen­
w art ansehen, so dürfte eine Be­
schränkung des Sozialsystems auf 
A ngestellte und A rbeiter nidit 
mehr ausreichend sein. Der größte 
Teil der Kategorie der Selbständi­
gen ist heute mindestens im glei­
chen Maße wie die Kategorie der 
Lohn- und Gehaltsempfänger auf 
soziale Sicherung angewiesen. A l­
lerdings finden sich in den heute 
vorliegenden Entwürfen zur Ren­
tenreform auch Ansatzpunkte zur 
Ausweitung des Erfassungskreises; 
im Schreiber-Plan durch die Ver- 
sidierungsgemeinschaft von Solida­
ritätsgruppen und im Schellenberg- 
Plan durch die Konstruktion einer 
Rentenanstalt für Selbständige. Aber 
im Prinzip ist dieses eigentliche 
Problem der großen Sozialreform 
nicht angepadct worden. W ährend 
der Schreiber-Plan das reine V er­
sicherungsprinzip zur unabding­
baren Forderung erhebt, räum t der 
Schellenberg-Plan für die Aufbrin­
gung der M ittel einen 40 Voigen 
Anteil an allgem einen Steuergel­
dern ein, was in der Größenord- 

Jiung etwa den bisher gewährten 
öffentlidien Zusdiüssen entspredien 
mag, ohne daß dadurdi das Prin­
zip grundlegend geändert wird.

Klassenpolitik stirbt aus
W arum hat man eigeiitlidi nidit 

ein Verfahren gewählt, das die für 
die A ltersversorgung erforderlichen 
M ittel aus einer allgemeinen Um­
lage dedct, die unabhängig vom 
Steueraufkommen und unabhängig 
vom Empfängerkreis einem öffent­
lich-rechtlichen Fonds zugeführt 
wird? Damit hätte  man sowohl dem 
Odium einer staatlichen Wohl­
fahrtspolitik als auch dem Vor­
wurf einer Klassenversorgung be­
gegnen können. Die Wandlung der 
W irtschaftsstruktur wird soziolö- 
gisdi eine fortschreitende Ver­
wischung der Klassengrenzen im 
Gefolge haben, so daß die ei­
gentliche Solidaritätsgemeinsdiaft 
schließlich die Wirtschaftsgesell­
schaft als Ganzes bilden wird. 
Schließlich sollte audi der Solidari- 
tätsgedanke über das „do ut des“ 
des V ersidierungsprinzips hinaus­
gehen.

Die Sozialversörgung wird und 
muß immer einen Spielraum für 
individuelle Ergänzungen lassen. 
Die dynamische Rente nur auf dem 
Versicherungsprinzip aufzubauen, 
verlangt eine dauernd expansive 
W irtschaftspolitik der Vollbeschäf­
tigung. Vielleicht verfügen wir 
heute über die konjunkturpoliti­
schen Mittel, um diese Vorausset­
zung zu schaffen. Alle Entwürfe 
zur Rentenreform atmen das hodi- 
konjunkturelle Klima der Gegen­
wart, was die Leistungshöhe und 
die Aufbringung der M ittel betrifft. 
Sie befleißigen sich aber in der 
Grundkonzeption einer Beschrän­
kung, die sie qualitativ nicht weit 
über die geltenden Normen des 
Rentenrechts erhebt. Sicher hat bei 
dieser Beschränkung die Sorge mit­
gesprochen, sich dem Vorwurf 
einer Kollektivversorgung im Sinne 
des W ohlfahrtsstaats auszusetzen. 
Man sollte sich aber doch fragen, 
ob die Diskriminierung des Begriffs 
„W ohlfahrtsstaat" gereditfertigt ist. 
Schließlich ist die Gesellschaft dodi 
für die W ohlfahrt ihrer Mitglieder 
verantwortlich, und es bieten sich 
genug Möglichkeiten, um eine 
W ohlfahrtspolitik nicht kollekti­
vistisch zu betreiben. Vielleidit 
treffen wir aber den Kern der Idee 
mehr, wenn wir sta tt von einer 
W ohlfahrtspolitik von einer Wohl­
standspolitik sprechen.

Lutz Berghaus
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